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Es stellt sich auch die Frage, ob man nicht eine
Reihe von Dateien von der Genehmigungspflicht ent-
binden sollte. Das Gesetz sieht als Ausnahme Da-
tenbanken vor, die nur Informationen Uber den Be-
treiber beinhalten.	 Milbte man diese Ausnahme
nicht auf kleine, rein private Dateien, histo-
rische Dateien und Dateien mit rein padagogischem
Charakter ausdehnen. Ob ich die Telefonnummern
meiner Bekannten mit dem Computer verwalten oder
eine Volkszahlung aus der Zeit Marie—Theresias
auswerten will, ich mub diese personenbezogene Da—
tei_erst genehmigen lassen. Wenn ich mit SchUlern
zu Ubungszwecken eine Liste der Klasse anlege, mub
jeder einzelne Schiller um eine Genehmigung bit-
ten... Durch den allumfassenden Charakter des Ge-
setzes schafft man nur eind !.. I nmende von nicht—gee
nehmigten Dateien, deren Existenz niemandem auf-

fallen wird. Und unter diesen harmlosen Dateien
werden die wirklich sensiblen, deren Genehmi-
gungspflicht sinnvoll ist, nicht auffallen.

Wie das Gesetz umformulieren, dab es wirklich nur
die wichtigen Datenbanken reglementiert, ist eine
schwierige Frage. Vielleicht sollte man nicht die
Schaffung von Dateien, sondern eher das Sammeln
von Daten, die Regelung des Zugangs und der Wei-
tergabe in den Vordergrund stellen. Bleibt also
vorerst nur die Hoffnung auf den guten Willen der
Betreiber, der allerdings unterstUtzt wird durch
die Strafbestimmungen des Gesetzes, das im Falle
eines Verstobes Gefangnisstrafen von 8 Tagen bis
zu einem Jahr und Geldbuben von 2.500 bis zu
500.000 vorsieht.

nenkennzah

Die Personenkennzahl ist der Traum jedes BUrokra-
ten, do sie es erlaubt, alle Burger einfach und
eindeutig zu identifizieren. Sie ist keine Konse-
quenz des Computereinsatzes; schon die Nazis hat—
ten in ihrem Program eine sogenannte "Volksnum-

merung " vorgesehen, mit der eine " neue Inventur

des deutschen Volkes " durchgefart werden sollte.
Seit 1947 gibt es in Schweden eine "Personnummer",
die im Laufe der Jahre im Verkehr zwischen BUrger
und Verwaltung den Namen praktisch ersetzt hat.
Wer auf Anfrage eines Polizisten diese Nummer nur
stockend auf die Reihe bringt, macht sich gleich
verdachtig. Einzelne Banken haben gesonderte Kon-
tonummern abgeschafft und benutzen der Einfachheit
halber die Personenkennzahl.

Anfang der siebziger Jahre provozierte der Ver-
such, eine PKZ in der Bundesrepublik einzufUhren,
die erste Datenschutzdiskussion, die 1976 mit der
Ablehnung durch den Rechtsausschub des Bundestages
endete, der sie als verfassungswidrig ablehnte.
Kritisiert wurde beSonders, dab es durch die PKZ
leicht meglich ist, verschiedene Dateien zu ver-
binden und so neue Erkenntnisse Uber den einzelnen
zu gewinnen. So ist man in einem Stockholmer Vor-
ort auf die Fahndung nach SteuersUndern gegangen,
indem man verschiedene Datenquellen Uber Einkom-
men, Mieten, Vermbgen und Konsumgewohnheiten (!!)
miteinander verknilpfte. Dieser Datenabgleich
brachte 1000 angebliche Steuerhinterzieher, denen
man den Prozeb machte. In nur einem Fall kam es
zur Verurteilung (Le Monde 	 15.-16.9.85).	 Giese

Nethode,	 die	 ouch	 als	 Rasterfahndung be-
zeichnet wird (vyl. Kasten), fart nicht nur zur
totalen Kontrolle,	 sic ist ouch die Quelle von
falschen Verdachtigungen.

Gibt es eine L.uxemburger PKZ?

In der FrUhzeit der Datenverarbeitung, als der
Speicherplatz der Rechner begrenzt und teuer war
und als die Verarbeitungsgeschwindigkeit gering

war, bestand die Notwendigkeit, den einzelnen mit
sowenig wie mOglich Ziffern eindeutig zu identi-
fizieren. Deshalb wurde auch in Luxemburg bei der
Informatisierung der Sozialversicherungen der Ruf
nach einer PKZ laut.

So wundert es nicht, dab 1970 ein Gesetzesprojekt
von der Regierung eingebracht wird, das einen
"num6ro d'identification national " einfUhren
sollte, der ein integraler Bestandteil des Namens
werden sollte und als solcher nicht nur auf dem
Personalausweis, sondern auf samtlichen offizi-
ellen Papieren erscheinen sollte. Nach einigem Hin
und Her wurde das Gesetz 1973 von der Justizkom-
mission unter dem Vorsitz von Gremling gestoppt,
du man es als Bedrohung der Privatsphare ansah.
Erst 5 Jahre spater wurde es wieder in einer ent-
scharften Form eingebracht und als Paket mit zwei
anderen Gesetzen zum Schutz der Privatsph6re, die
ein Gegengewicht bilden sollten, verabschiedet. Es
handelte sich dabei um das Datenschutzgesetz und
ein Gesetz zur Reglementierung der Uberwachungs-
tatigkeit der Polizei.

Im neuen Gesetz (vom 30.3.1979) wird ,war mine PKZ
eingefUhrt, sic bleibt jedoch dem internen Ge-
brauch der Verwaltung vorbehalten. Die Mummer wird
laut Art. 4 nur dem Betroffenen selber, der Sozi-
alversicheruny und einigen Offentlichen BehOrden
mitgeteilt. Vergleicht man die Texte von 1970, 73
und 79, so erkennt man den Willen, durch einen re-
striktiven Gebrauch der PKZ den einzelnen zu
schUtzen. In der Anwendung des Gesetzes zeigt sich
jedoch mine zunehmende Aufweichung dieser Tendenz.

Dies beginnt schon mit dem AusfUhrungsreglement
vom 7.6.79, das, wie es die Datenschutzkommission
in ihrem 2. Bericht festgestellt hat, im Wider-
spruch zum Gesetz selbst steht. In der Tat kann
man dort lesen, dab eine Verwaltung, die das Recht
hat, die PKZ zu benutzen, dieses an eine Privat-
person oder mine Firma welter deleyieren darf.
Dahinter steht ein technischer Sachzwang bzw. die
Leeeemlichkeit der Verwaltung. Eine Krankenkasse,
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die ihre Karteien rechtmaBig nach der PKZ geordnet
hat, mOchte diese Nummer auf Rechnungen wieder-
finden, obwohl der Arzt oder der Apotheker diese
nach dem Gesetz nicht kennen darf. Das gleiche
gilt fur den Arbeitgeber, der die Beitrage ablie-
fert. Unter dem Begriff SNOCS (Systeme normali-
s4 de Communication des Salaires) liefern heute
groBe Betriebe ihre Abrechnunyen auf Magnetband in
maschinenlesbarer Form ab. Bei dieser fur beide
Partner arbeitssparenden Vorgehensweise wird
selbstverstandlich die PKZ benutzt.

1983 bleibt die Kommission standhaft: ohne eine
Gesetzesanderung kbnne sic dieses Verfahren nicht
gutheiBen. Auch in anderen Gutachten leyt sic des
Gesetz restriktiv aus. Sic verbietet der Post, ge-
nauso wie den Berufskammern, die Benutzung der
PKZ. Zum Prinzip selbst der Numerierung der Urger
bekennt sic sich allerdings vehement in einem
langeren Gutachten. Die Einwande, daB der Biiryer
zur einfachen Nummer wird und dab die PKZ selbst
Informationen enthalte (vgl.	 Kasten), weist sic
zuriick. Des erste Argument ist fLir sic nur ein
rein psychologisches Vorurteil,	 dos zweite laBt

sie nicht gelten, wail die Verwaltungen sowieso im
besitz der in der PKZ enthaltenen Information UDer
Alter und Geschlecht sind. Gegen des sou. psy-
chologische Vorurteil fUhrt sic die hbhere Zuver-
lassigkeit, insbesondere bei Personen mit haufigen
Namen, ins Feld. AuBerdem stelle sic ouch ein
Schutz der Privatsphare dar. Auf dos Argument, da2
die PKZ die ZusammenfUhruny von verschiedenen Da-
teien	 erleichtert,	 geht	 die	 Kommission	 in
ihrem Gutachten nicht ernsthaft ein.

" Der reine Effizienzbegriff der Verwaltung	 ...
darf nicht aus sich heraus yelten, er nub am Per-
sbnlichkeitsschutz gemessen	 werden. "	So	 der
Vorsitzende	 der	 Datenschutzkommission	 in
einem " Land " -Interwiew (11.1.85),	 deshalb muB in
jedem Einzelfall	 eine GUterabwagung stattfinden.
In dem hier besprochenen Beispiel fallt die Ent-
scheidung	 zu	 Ungundsten des Persönlichkeits-
schutzes;	 die Kommission schlagt ein Jahr spater
in ihrem Gutachten vor, den Arbeitgebern die Be-
nutzung des PKZ zu erlauben, allerdings nor zur
Erleichterung der Kommunikation mit den bffent-
lichen Stellen. Wer aber kontrollieren soll, de

Raster	 1 Dieser Begriff wurde bekannt, als die Ter-
roristenhysterie in der BRD auf ihrem Hbhe-
punkt war, und als man herausgefunden haben
wollte, daB Terroristen typische alltag-
liche Gewohnheiten ha- ben. Durch des
Durchforsten von Einwohnerkarteien und
harmlosen Dateien versuchte man. Menschen
mit " terroristen-typischem Verhalten" zu
finden, um sic dann genauer unter die Lupe
zu nehmen. So untersuchte man z.B. fur
samtliche Stromkunden Hamburgs, ob der
Rechnungszahler nit dem Wohnunys- inhaber
identisch war, ob die Miete im voraus ge-
zahlt wurde usw. Jeder, der von yutbUr-
gerlichen Durchschnittsnormen abweicht,
wird so zum potentiellen Terroristen: Der
Wohngemeinschaftsbewohner genauso wie die
altere Dame, die kurz nachdem sie in eine
neue Wohnung umgezogen ist, krank wird, und
deren AngehOrige sich Wahrend ihres Kran-
kenhausaufenthaltes postalisch um die Woh-
flung kUmmern. Dieses System fiihrt zur Kon-
trolle ganzer Bevblkerungsgruppen, wahrend
die Fahndungs- erfolge in keinem Verhaltnis
zum Aufwand stehen.

Wahrend seiner Studentenzeit wurde der Au-
tor dieser Zeilen selbst in eine Raster-
fahndung einbezogen, als die Universitats-
verwaltung auf die Idee kam, die Datei der
als wissenschaftliche Hilfskrafte an der
Uni angestellten Studenten wit der Datei
der Stipendiumsempfanger zu vergleichen. So
konnte man die Richtigkeit der Angaben,
welche die Studenten bei der Darlehnsbean-
tragung gemacht hatten. IiberprLifen, und es
kam zu einiyen StipendiumskUrzungen und der
RUckforderung von Liber Jahren zuviel ge-
zahlten Beitragen.

Des oben beschriebene Beispiel der Konkubi-
natsstatistik mUBte man auch unter die Ru-
brik Rasterfahndung einreihen, wenn diese
nicht in anonymisierter Form durchgefart
worden ware.
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die PKZ nicht zu anderen Zwecken verwendet wird,
bleibt unklar. In diesem Fall muB man der Kommis-
sion einige blauaugigkeit vorwerfen: denn ist die
mummer erst einmal in der Datei erfaBt, wird sie
ouch zu anderen Zwecken — der Bequemlichkeit
halber — benutzt werden.

Was allerdings schlimmer ist als der RUckschritt
der Datenschutzkommission, ist, daB die Sozial-
versicherungen nicht des Einlenken der Kommission,
geschweige denn eine Gesetzesanderung abgewartet
haben. Die betreiben, trotz der juristischen Un-
klarheiten, salt Jahren die Weitergabe der PKZ an
die Privatbetriebe.

Die hier geschilderte Auseinandersetzung um die
Verwendung der PKZ ist allerdings nur ein Nach-
hutgefecht des Datenschutzes. Die Grbrie der Spei-
cher nimmt zu und die Praise fallen. So kostete

die Speicherung eines Zeichens (Zahl oder Buch-
stabe) in einem Chip 1973 4 US—Cent, zehn dahre

spater jedoch nur mehr 0.08 Cent, also der fOnf-
zigste Teil. Die neuesten Mikrocomputer haben
heute eine Kapazitat von 512 kbytes, kosten aber
kaum teurer als ihre Vorfahren wit nur 8 kBytes.
Somit entfallt die technische Notwendigkeit, eine
PKZ zu benutzen, und es wird mOglich,
eine natdrliche Identifizierung zu benutzen, die
aus Namen. Vornamen end Geburtsdatum besteht. Nit
diesen Angaben lessen sich Personen hinreichend
genau identifizieren und neuerdings auch Dateien
erschlieBen. Des gutgemeinte Verbot in Art.5, die
PKZ auBerhalb des bffentlichen Bereichs nicht zu
benutzen, wurde von der Technik gberholt.
wenn der Burger keine PKZ hat, fUr den Computer
ist sein Name nur eine alpha—numerische
Kennziffer.

Konkubinatsstatistik
Die unions libres wollte man jedoch aus den ge-
sammelten Daten herausfiltern,	 indem man Alter.
Geschlecht und Verwandschaftsbeziehungen der
Personen untersuchte, die in einer hausgemein-
schaft zusammen wohnten, das heiBt, die nur einen
Fragebogen ausgefUllt hatten. Ohne auf die techni-
schen Einzelheiten einzugehen (slehe Kasten) kann
man feststellen, daB dieses Verfahren alle ver-
schieden geschlechtlichen Personen, die etwa dos
gleiche Alter haben und denselben Bogen ausgefiillt
haben, als in eheahnlichem Verhaltnis lebende
Paare abstempelt. Ein Blick auf die Auswahlkri-
terien (vergleiche den Altersunterschied zwischen
Manner und Frauen) zeigt, daB hier nicht die Wis-
senschaft, sondern der " gesunde Verstand" unserer
Statistiker	 am	 Werk war. Jeder, der	 vom
Durchschnittsschema, aus welchen GrUnden auch im-
mer, abweicht, tragt so dazu bei, 	 eine Konkubi-
natsstatistik kUnstlich aufzublasen, 	 die spater
als	 wissenschaftlicher Beweis des allgemeinen
Sittenverfalls herhalten muB.

Ein Eingriff in die Privatsphiire?

Dos Volkszahlungsurteil, des am 15. Dezember 1983
vom Karlsruher Verfassungsgericht gefallt wurde,
hat neue MaBstabe fUr den Datenschutz gesetzt: Es
leitet aus der Verfassung der Bundesrepublik fUr
jeden einzelnen des Recht ab, selbst Uber die
Preisgabe end Verwendung seiner Daten zu entschei-
den, und es gibt demo Gesetzgeber den Auftrag,
wirksame Vorkehrungen zum Schutz dieser Grundrech-
te zu treffen. Vor allem aber verbot es die Volks-
zahlung, durch die Daten Uber die Lebensgewohn-
heiten des einzelnen in personalisierter Form ge-
speichert werden sollten, die anschlieBend nicht
nur den statistischen Amtern, sondern auch anderen
staatlichen behbrden zur VerfUgung stehen sollten.
Wichtiger als dos Urteil als solches ist viel-
leicht die Anti—Volkszahlungsbewegung, die einen
entscheidenden Beitrag zur Sensibilisierung der
bffentlichen heinung geleistet hat. In Luxemburg
jedoch warden weiterhin die Fragebbgen unserer
Volksbefrager bra y ausgefUllt, wahrend_die Daten—
schutzkommission, unbeachtet von der Offentlich—
keit, versucht, den Sammeleifer des STATEC zu
bremsen.

Konkreter Auseinandersetzungspunkt war eine Sta-
tistik Uber "eheahnliche Verbindungen", unions
libres oder in der Fachsprache: POSLT (persons of
opposite sex living together). In Luxemburg gibt
es 1981, man hbre und staune, 4.141 unions libres,
eine sehr hohe Zahl, wenn man weih, daB es genau
101.675 Mehrpersonen—Haushalte gibt. Im Fragebogen
selber Batten es die Statistiker nicht gewagt,
diese Frage	 zu stellen.	 Zum	 Beispiel	 woll-
te man — so G.Als, der STATEC—Leiter — Personen,
die noch nicht geschieden waren, aber schon nit
einem neuen Partner zusannenwohnten, nicht zu
einem schriftlichen Ehebruchgestandnis zwingen.
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